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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung Nr. 175/67/EWG über die Grundregeln für die 
Vorausfestsetzung der Erstattungen bei der Ausfuhr auf 
dem Eiersektor. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 21. April 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdrucker ei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger. 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54 Telefon 6 35 51 


Sachgebiet 784 


Bonn, den 4. Mai 1972 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 175/67/EWG über die 
Grundregeln für die Vorausfestsetzung der Erstattungen 
bei der Ausfuhr auf dem Eiersektor 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 122/67/EWG des 
Reltes vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Eier^), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 1261/71 ^), insbesondere 
auf Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 5 der Verordnung Nr. 175/67/EWG des 
Rates vom 27. Juni 1967 über die Grundregeln für 
die Gewährung von Erstattungen bei der Ausfuhr 
und die Kriterien für die Festsetzung des Erstat- 
tungsbetrages auf dem Eiersektor ^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung Nr. 1253/70 sieht die Mög- 
lichkeit der Vorausfestsetzung der Erstattung nur 
für andere Erzeugnisse als Eier in der Schale vor. Die 
gegenwärtige Lage auf dem Eiermarkt erfordert 
jedoch die Auswertung dieser Möglichkeit auf alle 
Erzeugnisse des Eiersektors. 

Die Erfahrung in den einzelnen Sektoren mit einer 
gemeinsamen Marktorganisation, in denen die Vor- 
ausfestsetzung von Erstattungen möglich ist, hat 
gezeigt, daß unter bestimmten Umständen, insbe- 
sondere bei übermäßiger Inanspruchnahme dieser 
Regelung durch die Exporteure, Störungen auf dem 
betreffenden Markt zu befürchten sind. 

In einer solchen Lage müssen umgehend Maß- 
nahmen ergriffen werden können, damit schwere 
Marktstörungen verhütet werden. Es empfiehlt sich 
daher, für die Kommission die Möglichkeit vorzu- 
sehen, derartige Maßnahmen nach Stellungnahme 
des Verwaltungsausschusses oder im Dringlichkeits- 
falle ohne eine Sitzung des Ausschusses abzuwarten, 
zu ergreifen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung Nr. 175/67/EWG 
erhält folgende Fassung: 

(3) Es kann jedoch beschlossen werden, daß die Er- 
stattung auf Antrag im voraus festgesetzt wird. In 
diesem Fall wird auf Grund eines bei Beantragung 
der in Artikel 5 a vorgesehenen Bescheinigung bis 13 
Uhr zu stellenden Antrags der Erstattungsbetrag, der 
am Tage det Vorlage des Antrags auf Erteilung die- 
ser Bescheinigung gilt, auf eine Ausfuhr angewandt, 
die während der Geltungsdauer dieser Bescheini- 
gung durchzuführen ist. 


Artikel 2 

Artikel 5a) Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung 
Nr. 175/67/EWG erhält folgende Fassung: 

„Die Vorausfestsetzungsbescheinigung ist für ein in 
der Gemeinschaft durchgeführtes Geschäft gültig." 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer ' 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in .allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2293/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 132 
vom 18. Juni 1971, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 130 
vom 28. Juni 1967, S. 2610/67 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 1. Juli 1970, S. 1 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Auf dem Eiersektor ist die Möglichkeit der Voraus- 
festsetzung der Erstattung auf die Eiererzeugnisse 
beschränkt {Vollei und Eigelb, flüssig, gefroren und 
getrocknet). 

Die gegenwärtige Marktlage erfordert die Auswei- 
tung dieser Möglichkeit auf die Ausfuhren von Eiern 
in der Schale, um den Abschluß mittelfristiger Aus- 
fuhrverträge zu ermöglichen. 

Der anliegende Verordnungsvorschlag sieht die 
Änderung der Verordnung Nr. 175/67/EWG des 
Rates vom 27. Juni 1969 in der Weise vor, daß die 
Grundregeln für die Gewährung von Erstattungen 
bei der Ausfuhr und die Kriterien für die Festset- 
zung des Erstattungsbetrags für alle Erzeugnisse 
des Eiersektors Anwendung finden sollten. 

Dieser Vorschlag hat keine finanziellen Auswir- 
kungen auf den Haushalt der Europäischen Gemein- 
schaften. 
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